
len Fällen Reduzierung der Produktion auf die Markterforder­
nisse unerläßlich, wobei Klarheit besteht, daß das schon aus bio­
logischen Gründen nur schrittweise über einen längeren Zeit­
raum möglich ist.

Durch unser Ministerium wurden gemeinsam mit dem Mini­
sterium der Finanzen Voraussetzungen für den Export von 
Schlachtvieh und Butter einschließlich der dafür erforderlichen, 
im Marktordnungsgesetz EG konform geregelten Exporterstat­
tungen geschaffen. Auch hier sind wir allerdings einem enor­
men Preisdruck und Versuchen ausgesetzt, die schwierige Lage 
der Landwirtschaft der DDR auszunutzen. Und natürlich tragen 
solche berechtigten Demonstrationen auch dazu bei, die Nach­
fragesituation in dieser Hinsicht zu komplizieren.

All die genannten und weitere Maßnahmen sollen ermögli­
chen, die gegenwärtigen beträchtlichen Anlaufschwierigkeiten 
und Marktstörungen zu überwinden und dann auch die festge­
legten Mindestauszahlungspreise für Milch und Schlachtvieh, 
die gegenwärtig vielerorts nicht eingehalten werden konnten, zu 
sichern. Diese Mindestauszahlungspreise wurden in der Tat auf 
Anraten des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten entsprechend der Marktlage und zur Vermei­
dung von Haushaltsbelastungen unter dem BRD-Preisniveau 
festgelegt. Dabei ist aber zu beachten, daß es Mindestpreise sind, 
die dann, wenn die Ordnung des Marktes mit sogenannten Maß­
nahmen gelingt, auch überschritten werden können.

Ich habe die dringende Bitte an alle am Agrarmarkt Beteilig­
ten, ihre Kräfte, Ideen und Initiativen zur schnellen Überwin­
dung der Störungen im Interesse dieses Landes und seiner 
Landwirtschaft einzubringen. Ich wende mich dabei besonders 
an die Vorstände und Vorsitzenden der Genossenschaften und 
ihrer Verbände, mit denen wir in der nächsten Woche Zu­
sammentreffen werden. Gerade sie werden jetzt gebraucht, um 
die zweifellos komplizierten Anpassungs- und Umstrukturie­
rungsprozesse zu bewältigen.

Das Ziel dieser Regierung ist nicht die Beseitigung der Genos­
senschaften, sondern eine vielfältig strukturierte Landwirt­
schaft, wie im Anpassungsgesetz vorgesehen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Staatssekretär, gestatten Sie zwei Anfragen?

(Prof. Dr. Kauffold: Nein, ich gestatte keine Anfragen.)

Tut mir leid. Vielen Dank, Herr Staatssekretär.

(Prof. Dr. Kauffold: Ich weiche keinen Fragen aus, aber ich ge­
statte jetzt keine Fragen.)

Ja. Weitere Fragen liegen jetzt nicht vor. Ich danke Ihnen.

(Unruhe im Saal)

In diesem Zusammenhang haben die Fraktionen CDU/DA und 
DBD/DFD vier konkrete Fragen an den Finanzminister. Diese 
Fragen betreffen die Finanzierung der Löhne und Leistungen, 
nicht geklärte Kredite und Umlaufmittelkredite in der Landwirt­
schaft. Da der Minister für Finanzen und sein Staatssekretär 
nicht anwesend sind und auch nicht herbeigerufen werden kön­
nen, wird die Fragestunde morgen fortgesetzt, und der Minister 
hat Gelegenheit, auf diese Fragen zu antworten.

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Ministers für Gesund­
heitswesen, und ich bitte den Abgeordneten Walter Möbus von 
der CDU/DA-Fraktion, die Frage 8 zu stellen.

Dr. Möbus (CDU/DA):

Herr Minister! Welche Perspektive kommt dem vorhandenen 
Netz von Fürsorge- und Beratungsstellen im Bereich des Ge- 
sundheits- und Sozialwesens unter Beachtung der künftigen Be­
darf ssituation zu?

Und: Wird dem bisher auf diesem Sektor langjährig tätigen 
Personal die Möglichkeit einer Nachgraduierung mit dem Ziel 
des umfassenden Einsatzes, z. B. als Sozialarbeiter, eingeräumt?

Prof. Dr. Kledit zsch, Minister für Gesundheitswesen:

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Die Frage erlaube 
ich mir dahingehend zu beantworten, daß für die weitere Ent­
wicklung unseres Gesundheits- und Sozialwesens, speziell für 
die Fürsorge- und Beratungsstellen, doch die Bedeutung für die 
angesprochene Problematik sehr groß gesehen wird. Wir haben 
insbesondere bei der Betreuung chronisch Kranker, z. B. in der 
onkologischen Betreuung, in der Betreuung chronisch Nieren­
erkrankter, insbesondere bei Dialysepatienten, und in der Be­
treuung von Diabetikern, aber darüber hinaus auch in der Alten­
pflege, bei Geschädigten in der Rehabilitation, im Kinder- und 
Jugendgesundheitsschutz, in der Betreuung bei Alkohol- und 
Drogenabhängigen und in der Sozialpsychiatrie doch Schwer­
punkte zu sehen.

Für die Organisation der Betreuung muß noch eine geeignete 
Form gefunden werden, wobei sich Gemeinde- bzw. Bezirks­
schwesternstationen und Sozialstationen als Träger dieser Aufga­
be in Verantwortung und Zuständigkeit des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes anbieten. Wir sind hier über die Regierungsbevoll­
mächtigten mit den Kommunen im Gespräch, denken an die Ge­
sundheitsämter und Sozialämter, und in dieser Richtung haben 
wir schon im Mai unsere Vorstellungen geäußert und entspr 
chend auch schriftlich die Empfehlungen nach unten gegeben. -—

Die Nachgraduierung dieser Mitarbeiter des Gesundheits­
und Sozialwesens für die neuen, erweiterten Aufgaben ist dabei 
selbstverständlich ein Grundanliegen. Wir haben an den Mini­
ster für Bildung zum Berufsbild als Sozialarbeiter im Mai einen 
Antrag gestellt, daß dieses Berufsbild bei uns wieder ermöglicht 
wird. Wir haben vorgeschlagen, im September mit der Ausbil­
dung zu beginnen. Die Entscheidung liegt uns noch nicht vor. 
Aber wichtig und sicher ist, daß die Ausbildung zu Gesundheits­
fürsorgern und Sozialfürsorgern auf jeden Fall durchgeführt 
wird. Und ich denke, für die Sozialarbeiter ist auch der Grund­
stein gelegt. Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Die Fragen 10 und 11 an den Mini­
ster für Kultur sind zurückgezogen worden. Wir kommen jetzt 
zum Geschäftsbereich des Ministers für Wirtschaft. Ich bitte den 
Abgeordneten Herrn Hans-Gerd Glück von der PDS-Fraktion, 
die Frage 12 zu stellen.

Dr. Glück (PDS):

Verehrter Herr Minister Pohl! Handwerk und Gewerbe sollen 
sich in der Entwicklung der Marktwirtschaft in der DDR zu ei­
nem starken Wirtschaftsbereich herausbilden. Besonders die 
Schaffung von etwa 500 000 Arbeitsplätzen im Mittelstandsbe­
reich verdeutlicht diese Dimension. Starke Beunruhigung kur­
siert in Handwerk und Gewerbe, da vielen Betrieben Pacht- und 
Mietverträge für Gewerberäume und Gewerbeflächen gekün­
digt werden. Hiermit wird den Förderungsmaßnahmen direkt 
entgegengewirkt. Herr Minister, sind Maßnahmen angedacht, 
die verhindern, daß diese Kündigungen die Existenzsicherheit 
der Handwerks- und Gewerbebetriebe gefährden?

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte Herrn Minister Pohl.

Dr. Pohl, Minister für Wirtschaft:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Abgeordnetenkolle­
gen! Ich möchte hierauf wie folgt antworten: Der Rechtsschutz
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